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statt in deren Kontrolle
Die Grundlagen des Jugendschutzes bestehen aus 
Misstrauen und Spekulation

Dieter Wiedemann

Die im aktuellen Jugendschutzgesetz sowie im Jugendmedienschutz-Staats-

vertrag (JMStV) sehr allgemein formulierten Entwicklungsbeeinträchtigungen

zur eigenständigen oder gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit, die der Jugend-

schutz verhindern soll, provozieren für einen Nichtjuristen, der ich bin, einige

Fragen, die ich hier etwas überspitzt formulieren möchte. Natürlich erwarte ich

Widerspruch. Aber ich halte es für wichtig, gerade angesichts der Ablehnung 

des bereits ratifizierten JMStV durch den nordrhein-westfälischen Landtag

kontrovers und offen über den Sinn und die daraus resultierende Zukunft des 

Jugendschutzes zu diskutieren.
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Die Politik

Die Jugendschutzgesetze vermuten, dass in
Medieninhalten dargestelltes sozialschädliches
Verhalten von jungen Zuschauern aufgrund
ihrer Unerfahrenheit übernommen werden
könnte. 

Es gibt wahrscheinlich nur wenige staatli-
che Regelungen, die auf so ungesicherten Wir-
kungsvermutungen basieren wie diese Jugend-
schutzgesetze. Aber das ist aus meiner Sicht
nur indirekt ein Problem der Politik – wenn Po-
litik auf Kurzzeitrhythmen von weniger als vier
Jahren wegen der dann anstehenden Wahlen
fixiert sein muss, dann können längerfristige
Konzepte auch nicht erwartet werden. Hinzu
kommt, dass sich die Politik auf Forschung be-
zieht, die sie aber – zumindest indirekt – finan-
ziert. Warum sich die für unsere Themen not-
wendige wissenschaftliche Forschung eben-
falls auf solche „politischen Zyklen“ einlässt,
kann nicht nur mit „politischer Prostitution“ ent-
schuldigt werden, leider ist inzwischen auch
die – zumindest empirische – Forschung von
den politischen Farbenspielen beeinflusst.

Was wollen wir schützen?

Im Laufe des Heranwachsens gibt es viele ris-
kante Einflüsse, die negativ auf die Entwicklung
einwirken können. Es gibt z.B. keine Staatsver-
träge, die die Kinder vor Fehlleistungen von Bil-
dungseinrichtungen, der Familie oder der Frei-
zeitindustrie schützen können und wollen. Ich
finde es interessant, dass Bürgerinnen und Bür-
ger zwar Bildungskonzepte per Volksentscheid
verändern können, hinsichtlich ihrer Medien-
nutzung aber bisher nicht gehört werden (wol-
len)! Es ist äußerst bemerkenswert, dass sich die
Bundesländer zwar nicht auf kompatible Bil-
dungssysteme wie z.B. einheitliche Abiturkri-
terien einigen können, aber bezüglich gemein-
samer Kriterien einer bundesweit einheitlichen
„Medienzensur“ (ich entschuldige mich für die-
sen Begriff!) in überraschender Geschwindig-
keit zu einem Ergebnis kommen!

Wer muss einbezogen werden?

Bei Bildungs-, Sozialisierungs- und Integrati-
onsproblemen junger Leute werden fast auto-
matisch die Medien und der Staat (der aber
nicht in seiner Bildungs-, sondern in seiner Me-
dienverantwortung) verantwortlich gemacht.

Besonders deutlich wird das bei Amokläufen
Jugendlicher, bei denen nicht gefragt wird, wie
man die meist vorher bekannten psychischen
Probleme des Täters hätte besser erkennen
und auffangen können, sondern ob der Täter
gewalthaltige Filme oder Computerspiele kon-
sumiert hat. Es ist auch hier auffallend, dass die
wesentlichen Sozialisierungsinstanzen Familie
und Schule in diesen Diskursen weitgehend
ausgelassen werden, obwohl sie ein, wenn
nicht das Problem in unserer modernen Gesell-
schaft darstellen.

Das System von innen betrachten

Kinder- und Jugendmedienschutz muss qua
definitione unbeeinflusst von Qualitäts- bzw.
Geschmackskriterien sein („Eine Zensur findet
nicht statt“), aber ist er das auch bzw. kann er
das überhaupt sein? Hat nicht jede Prüferin, je-
der Prüfer der Freiwilligen Selbstkontrolle Fern-
sehen (FSF), der Freiwilligen Selbstkontrolle
der Filmwirtschaft (FSK) oder der Freiwilligen
Selbstkontrolle Multimedia-Diensteanbieter
(FSM) sowohl immanente subjektive Wirkungs-
theorien als auch – wie auch immer gefilterte
– Medienästhetiken im Kopf, die mehr oder
weniger direkt das Entscheidungsverhalten be-
einflussen? Um es einmal sehr zugespitzt zu for-
mulieren: Hätte eine einzige deutsche Landes-
medienanstalt protestiert, wenn Deutschland
sucht den Superstar auf Arte – und damit qua-
si unter Ausschluss der Öffentlichkeit – gelau-
fen wäre? Ich glaube, wir kennen die Antwort
und ich frage deswegen nach unseren Gestal-
tungsmöglichkeiten.

Aus der Geschichte lernen

Ein kurzer Rückblick in die Geschichte: Ein aus
den 1920er-Jahren stammendes bewahrpäda-
gogisches Modell zur Regulierung des Kino-
besuchs von Kindern und Jugendlichen wurde
nach dem Zweiten Weltkrieg sowohl in der
Bundesrepublik als auch in der Deutschen De-
mokratischen Republik unter ähnlichen Prämis-
sen weitergeführt und funktionierte zunächst
auch einigermaßen: Viele Eltern waren froh,
dass ihnen die Erziehungsberechtigung in Sa-
chen Kinonutzung entzogen wurde.

Die Entwicklung des Fernsehens zu dem
Massenkommunikationsmittel wurde zunächst
in Ost und West kaum unter jugendschutzrele-
vanten Gesichtspunkten behandelt. Auch die

tv
 d

is
ku

rs
 5

5

T I T E L

1 | 2011 | 15. Jg. 29



T I T E L

tv
 d

is
ku

rs
 5

5

1 | 2011 | 15. Jg.30

»Wer selbstbestimmte
Persönlichkeiten will – 
und das ist eine
Grundvoraussetzung der
Demokratie –, der sollte 
auf derart differenzierte
Regelungen, wie die
Jugendschutzgesetze 
dies vorsehen, verzichten.«

»Die Wege, die der Jugendschutz 
seit dem ersten Lichtspielgesetz 
aus dem Jahre 1920 mehr oder weniger
unverändert geht, passen nicht 
zu den heutigen Mediengewohnheiten
Jugendlicher.«



ersten Jahre der Auseinandersetzung mit dem
Privatfernsehen in der BRD verliefen nach mei-
ner Kenntnis primär auf einer politisch-ästhe-
tischen Ebene. Erst als das Privatfernsehen in
der BRD zu einem ernsthaften Konkurrenten
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks wurde,
kam das Thema „Jugendschutz“ ins Spiel! In
diesem Zusammenhang könnte ich mir ein in-
teressantes Forschungsprojekt dergestalt vor-
stellen, einmal das TV-Programm von ARD,
ZDF und DDR-TV unter jugendschutzrele-
vanten Gesichtspunkten zu analysieren und
Schlussfolgerungen auf das Verhalten der heu-
te 40- bis 50-Jährigen zu versuchen. Daneben
könnte man die Generation untersuchen, die
durch Medienbeiträge der privaten Anbieter
(z.B. Tutti Frutti) „offiziell“ in ihrer sozialethi-
schen Entwicklung geschädigt wurde. Was sagt
uns das über ihr Sozialverhalten, aber auch über
ihren Geschmack? Kann man wirklich erken-
nen, welche Spuren mediale Inhalte bei der
Persönlichkeitsentwicklung hinterlassen?

Wer reguliert wen?

Ich will im Sinne unseres Erkenntnisprozesses
weiter provozieren: Welche Rechtfertigung gibt
es eigentlich dafür, dass Juristen, Politiker oder
auch Medienpädagogen über künstlerische
Projekte entscheiden können? Warum darf ei-
gentlich der Jugendmedienschutz als Recht-
fertigung für Eingriffe in ein audiovisuelles Werk
herangezogen werden, die primär aus Grün-
den einer möglichen Vergrößerung des poten-
ziellen Publikums erfolgen (Filme werden durch
Schnitte tauglich gemacht für das Tagespro-
gramm, obwohl von den Urhebern des Pro-
dukts gar nicht gewollt)? Mir geht es hier nicht
um eine gegenseitige Aufrechnung von juris-
tischen, politischen oder pädagogischen Fehl-
urteilen einerseits und künstlerischen Ver-
fehlungen in Sachen Kinder- und Jugendme-
dienschutz andererseits, sondern um die Eta-
blierung eines dialogorientierten Verfahrens
zwischen den hier skizzierten Diskurspartnern,
wobei die Adressaten der Kommunikationsan-
gebote hier noch nicht vertreten sind. Warum
16-Jährigen – wie von unterschiedlichen Par-
teien gefordert! – das Wahlrecht, das Recht zur
Führung eines Fahrzeugs etc. zugebilligt wer-
den soll – zumindest wird das in Parteien dis-
kutiert –, aber ein selbstbestimmter Medien-
gebrauch als riskant angesehen wird, ist für
mich nicht nachvollziehbar.

Kunst muss ihrer Zeit voraus sein und Visio-
nen entwickeln und Diskurse anzetteln, sie
muss sich aber auch irren können. Sie muss die
Grenzen zwischen ihrer fiktionalen Unverbind-
lichkeit einerseits und der möglichen Vorbild-
haftigkeit in spezifischen Lebenssituationen an-
dererseits bewusst abwägen, dabei darf aber
der Erkenntnischarakter der Kunst nicht be-
schädigt werden.

Fokus Qualitätsfernsehen

Qualität ist – egal ob im Fernsehen, in der Bil-
dung oder in der Politik – nicht zum Nulltarif zu
haben. Die knapp 2 % der Rundfunkgebühren,
die jährlich in die Kontrollinstanz Landes-
medienanstalten fließen, sollten deshalb prio-
ritär in die Finanzierung entsprechender For-
schungsprojekte und in die Finanzierung des
Programmauftrags (nämlich für die Rundfunk-
gebühren Qualitätsfernsehen zu produzieren!)
fließen. Die Wege, die der Jugendschutz seit
dem ersten Lichtspielgesetz aus dem Jahre
1920 mehr oder weniger unverändert geht,
passen nicht zu den heutigen Mediengewohn-
heiten Jugendlicher. Die Idee des nun geschei-
terten Staatsvertrags, das System der Alters-
freigaben nun auch im Internet etablieren zu
wollen, ist absurd. Im Netz zählt die freie De-
batte, die Überzeugung durch kontroverse In-
halte. Wir sollten Kindern und Jugendlichen
zutrauen, diese Debatte zu führen und sich ein
eigenes, kompetentes Bild zu machen. Wer
selbstbestimmte Persönlichkeiten will – und
das ist eine Grundvoraussetzung der Demo-
kratie –, der sollte auf derart differenzierte Re-
gelungen, wie die Jugendschutzgesetze dies
vorsehen, verzichten.
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